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Newsletter ‚Klima fair bessern!‘




10. Mai 2010

INHALT:
1. Das Misstrauen der Entwicklungsländer: woran die Klimakonferenz in Kopenhagen gescheitert ist.
2. EU-Kommission pusht auf Erhöhung des EU-Reduktionszieles auf 30 %
3. ‘Business as unusual’ – ein CIDSE-Diskussionspapier zu ‘Direct Access to Climate Finance’
4. Schnellstartfinanzierung – Umsetzung der Versprechen von Kopenhagen


1. Das Misstrauen der Entwicklungsländer: woran die Klimakonferenz in Kopenhagen gescheitert ist.
In einer Anhörung im Europäischen Parlament berichtete UN-Klimachef Yvo de Boer über die Hintergründe des Scheiterns des UN-Klimagipfels von Kopenhagen im Dezember 2009. Demnach gäbe es großes Misstrauen der Entwicklungsländer gegenüber den industrialisierten Ländern und auch gegenüber der EU, die sich selbst gern als Vorreiterin in Sachen Klimaschutz sieht.
So etwa sind die zähen internen Diskussionen um das EU-Reduktionsziel bis 2020 nicht unbeobachtet geblieben und haben die Glaubwürdigkeit der EU nicht erhöht. Auch, dass die EU ihr Kyoto-Ziel nur dank der Deindustrialisierung in den neuen Mitgliedstaaten erreicht, während viele „alte“ EU-Staaten ihre Ziele nicht erreichen, nährt Zweifel daran, dass die EU es wirklich ernst meint.

Ein großes Problem ist auch die in Kopenhagen vereinbarte Finanzhilfe für Entwicklungsländer in Klimafragen. Viele Entwicklungsländer haben das nicht unbegründete Gefühl, so de Boer, dass die vereinbarten 100 Mrd. Dollar lediglich von der bisherigen Entwicklungshilfe abgezogen werden und sie daher auch weiterhin nicht wirklich dabei unterstützt werden, ihr Wirtschaftswachstum grüner zu gestalten.
Artikel EurActiv.com

2. EU-Kommission pusht auf Erhöhung des EU-Reduktionszieles auf 30 %
Es wäre technisch machbar und wirtschaftlich verkraftbar für die EU die Treibhausgasemissionen um 30 % bis 2020 zu reduzieren, sagte die EU-Klima-Kommissarin Connie Hedegaard gegenüber dem Umweltausschuss des Europäischen Parlaments. Ein vorläufiges  Policy-Paper der EU-Kommission berechnet die zusätzlichen Kosten für die Erhöhung des EU-Reduktionszieles auf 30 % mit € 33 Mrd. oder 0,2 % des GDP. Die Gesamtkosten für die Erreichung der EU-Klimaziele kämen dann auf insgesamt € 81 Mrd., d. h. € 11 Mrd. mehr als 2008 für einen 20%-Reduktion für die Mitgliedsstaaten errechnet wurde. Dieser zusätzliche Investitionsaufwand würde allerdings vielfach wettgemacht durch die Vorteile, die in Form von Energie-Sicherheit, Luftqualität, Schaffung neuer Arbeitsplätze generiert werden, unterstreicht das Papier weiter.
http://www.endseurope.com/docs/100503b.doc 
http://www.endseurope.com/docs/100503c.doc
3. ‘Business as unusual’ – ein CIDSE-Diskussionspapier zu ‘Direct Access to Climate Finance’

‚Direct Access‘ ist eine der Hauptforderungen der Entwicklungsländer in den Verhandlungen zu einem weltweiten Klimaabkommen. Das Konzept des ‚Direct access‘ für Entwicklungsländer entspricht der Dynamik der Subsidiarität – allerdings ist es ein sehr neues Phänomen und daher noch unklar, wie das Konzept in der Praxis umgesetzt werden soll. Wesentlich ist auch die Frage, wie sichergestellt werden kann, dass damit auch die Gruppen erreicht werden, die am stärksten unter den Auswirkungen des Klimawandels leiden. Das Ende Mai herauskommende Diskussionspaper von CIDSE/CI bringt die Hauptfragen der Debatte zusammen, beleuchtet die Schlüsselthemen und entwickelt Empfehlungen, wie das Konzept klare Kriterien der Effizienz, Effektivität, gleichberechtigte Repräsentanz, Partizipation und Mitsprache, Transparenz, Accountability, Subsidiarität abdecken kann und damit an allgemeiner Akzeptanz gewinnt.

Das Papier steht ab Ende Mai auf www.klimafairbessern.koo.at als download zur Verfügung.

4. Schnellstartfinanzierung – Umsetzung der Versprechen von Kopenhagen 

Eines der wenigen positiven Ergebnisse von Kopenhagen waren die klaren Versprechungen der Industrieländer zur Finanzierung von Anpassungs- und Klimaschutzmaßnahmen in Entwicklungsländern. So verpflichtete sich die EU insgesamt, € 2,4 Milliarden pro Jahr von 2010 bis 2012 für die Schnellstartfinanzierung zur Verfügung zu stellen. Österreich versprach, pro Jahr € 40 Millionen zusätzlich für Klimafinanzierung ab 2010 zur Verfügung zu stellen. Eine Befragung der spanischen Präsidentschaft an die Mitgliedsstaaten zu den Finanzierungszusagen im Februar/März dieses Jahres ergab wenig Neues. So ist es unwahrscheinlich, dass die EU in den UNFCCC-Verhandlungen im Juni mit mehr Details herauskommt. Die EU-Klimakommissarin Connie Hedegaard  adressierte die Verpflichtungen der Mitgliedsstaaten in ihre Rede im EU-Parlament so: ‘The EU has committed to give a first state of play report at the Bonn meeting in June so we are looking to member states to make good on these pledges rapidly. And let us be clear: Member States need to put new money on the table, and not just recycle already committed development aid, in order to maximize the political effect of the fast start financing.‘
Auf Anfrage der Allianz Klimagerechtigkeit konnte außer einer Wiederholung des bekannten Versprechens über die Höhe und Zusätzlichkeit des österreichischen Beitrages seitens der österreichischen Bundesregierung derzeit nichts Weiteres in Erfahrung gebracht werden. Das Bundeskanzleramt informiert demgemäß: ‚Diese Verpflichtung (= 40 Mill./Jahr) steht und es ist nunmehr Aufgabe der Bundesregierung die näheren Details über Maßnahmen und Finanzierung zu vereinbaren.‘

Und das hoffentlich vor Juni – wir werden weiter nachfragen!
